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Die nächste Sitzung des 
 
AUSSCHUSSES FÜR JUSTIZ UND DATENSCHUTZ 
 
TOP 1 gemeinsam mit dem 
AUSSCHUSS FÜR SOZIALES, ARBEIT UND 
INTEGRATION 
 
findet statt am 
 
Dienstag, dem 26. Juni 2018, um 17:00 Uhr 
 
Im Rathaus, Raum 151. 
 
 
 
 
Der Vorsitzende des Ausschusses, Herr Milan Pein (SPD), und die Vorsitzende des Ausschusses 
für Soziales, Arbeit und Integration, Frau Cansu Özdemir (Fraktion DIE LINKE) (zu TOP 1) bitten 
die Mitglieder sowie ständigen Vertreterinnen und Vertreter, an dieser Sitzung teilzunehmen. 

Tagesordnung: 

1.  Drs.  
21/11906 

Gesetz über das Hamburgische Resozialisierungs- und Opferhilfegesetz 
und zur Änderung vollzugsrechtlicher Vorschriften 
(Senatsantrag) 

- Der Ausschuss für Justiz und Datenschutz ist federführend, der 
Ausschuss für Soziales, Arbeit und Integration ist mitberatend. - 
 
hier: Senatsbefragung und Beschlussfassung 
 
 
 

2.  Drs.  
21/11341 
 

Fortschreibung des Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms 
Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm 2017-2019 des Senats der 
Freien und Hansestadt Hamburg (GPR 2017) 

(Senatsmitteilung) 

- Der Ausschuss für Wissenschaft und Gleichstellung ist federführend, der 
Ausschuss für Justiz und Datenschutz ist mitberatend - 
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3.   
 
 
  
 
Drs.  
21/11689 
 
 
 
 
 
 
 
 
Drs.  
21/11690 
 
 
 
 
 

„Haushaltskennzahlen“ 
(Selbstbefassung gem. § 53 Abs. 2 GO) 
 
gemeinsam mit 
 
Für eine leistungsfähige Hamburger Justiz – Neue Kennzahlen zur 
Feststellung der Arbeitsbelastung bei Staatsanwaltschaften, 
Strafgerichten und amtsgerichtlichen Streitigkeiten in Zivilverfahren im 
Einzelplan 2 des Haushaltsplans einführen: Anwaltliche Vertretungsquote 
und Anzahl der Beschuldigten, Angeklagten sowie der 
Adhäsionsverfahren ermitteln 
(CDU-Antrag) 
 
sowie 
 
Für eine leistungsfähige Hamburger Justiz – Neue Kennzahlen zur 
Feststellung der Arbeitsbelastung bei Staatsanwaltschaften und 
Strafgerichten im Einzelplan 2 des Haushaltsplans einführen: Anklage-, 
Einstellungs- und Verurteilungsquote ermitteln 
(CDU-Antrag) 

4.   „Justizvollzugsfrieden“ 
(Selbstbefassung gem. § 53 Abs. 2 GO) 
 
 

5.  Verschiedenes  

  


